BGB-Zusammenfassung

1. Allgemeine Vorgehensweise

	1.
	Feststellung des Klägerziels
(z.B. Rückerstattung des Kaufpreises, Schadenersatz etc.)

	2.
	Überprüfung der Spezialvorschriften (leges speciales) nach einer geeigneten Anspruchsgrundlage. Spezialvorschriften schließen grundsätzlich andere Anspruchsmöglichkeiten aus.

	3.
	Überprüfung der Allgemeinen Leistungsstörungen nach einer geeigneten Anspruchsgrundlage

	4.
	Überprüfung der gesetzlichen Anspruchsgrundlagen nach einer geeigneten Anspruchsgrundlage

	5.
	Zu Beachten sind auch Eigentumsrechtliche Ansprüche


2. Feststellung des Klägerziels

a) Erfüllungsanspruch

b) Wandlung

c) Minderung

d) Rücktritt vom Vertrag

e) Schadenersatz

f) Herausgabeanspruch

g) Nachbesserung

3.  Spezialvorschriften

a) Kaufvertrag

Haftung für Sachmängel § 459ff.


	Minderung (Herabsetzung des Kaufpreises)
	§462, §465, §472

	Wandelung(Rückgängigmachung des Kaufpreises)
	§462, §465, §467, §346,

	Gattungskauf(Anstatt der mangelhaften Sache, soll eine mangelfreie geliefert werden)
	§480 Absatz 1

	Schadenersatz wegen Nichterfüllung, Wandlung oder Minderung  (Stückschuld)
	§463 i.V.m.§249

	Schadenersatz wegen Nichterfüllung, Wandlung oder Minderung (Gattungskauf)
	§480 Absatz 2

i.V.m.§249


Allgemeine Voraussetzungen für den Sachmangel 

	Kaufvertrag
	§433

	Die Kaufsache ist fehlerhaft (Istzustand weicht vom Sollzustand ab)
	§459

	Dieser Fehler lag beim Zeitpunkt des  Gefahrenübergangs auf den Gläubiger bereits vor
	§446

	Schaden ist nicht unerheblich, weicht von der vereinbarten Beschaffenheit ab und dadurch Aufhebung oder Minderung des Werts oder der Tauglichkeit zum gewöhnlichen oder vertraglich vorausgesetzten Gebrauch
	§459 Absatz 1 Satz 2

	Der Käufer kannte den Mangel bei Abschluss des Kaufvertrages nicht.

Untersuchungspflicht ist zu überprüfen
	§460 BGB


Zusätzliche Voraussetzungen für den § 463
 

	Fehlen einer zugesicherte Eigenschaft
	§459 Absatz 2

	Zusicherungserklärung muss Vertragsinhalt sein
	

	Stückschuld
	


Oder

	Arglistig verschwiegener Fehler
	§463 Satz 2

	Stückschuld
	


Zusätzliche Voraussetzungen für den § 480 Absatz 2
 

Vorab:

Bietet der Schuldner beim Gattungskauf dem Gläubiger eine mangelhafte Sache an, dann er erfüllt er damit nicht die ihm obliegende Pflicht, eine Sache mit den vereinbarten Gattungsmerkmalen von mittlerer Art und Güte zu liefern. Folglich hat er durch das Angebot einer mangelhaften Sache auch nicht das Erforderliche getan (§243 Absatz 2) und eine Konkretisierung kann nicht eintreten. 

Dem Gläubiger bleibt aber die Wahl, ob er seinen Erfüllungsanspruch weiter verfolgen möchte oder sein Recht auf Wandlung oder Minderung nachgeht. 

	Fehlen einer zugesicherte Eigenschaft
	§459 Absatz 2

	Zusicherungserklärung muss Vertragsinhalt sein
	

	Gattungsschuld
	


Oder

	Arglistig verschwiegener Fehler
	§463 Satz 2

	Gattungsschuld
	


b) Werkvertrag

  



   

  Abnahme  

Erfüllungsanspruch des 


Gewährleistungsansprüche

Bestellers § 631I § 633I

Vor der Abnahme §640


	Erfüllungsanspruch auf eine fehlerfreie Herstellung des Werkes
	§§631 Absatz 1

i.V.m. §633 Absatz 1

	Nachbesserung,  Mängelbeseitigung
	§§631 Absatz 1

i.V.m. §633 Absatz 2

	Rücktritt vom Vertrage wegen verspäteter Herstellung
	§636 Absatz 1

	Ersatz der erforderlichen Aufwendungen bei der Mangelbeseitigung vom Besteller selbst, wenn der Unternehmer mit der Beseitigung des Mangels im Verzuge ist
	§633 Absatz 3


Nach der Abnahme §640


	Nachbesserung, aber kein Erfüllungsanspruch mehr;

Mängelbeseitigung aber nicht mehr solche, die bei der Abnahme ersichtlich waren, außer man behält sich bei der Abnahme diese Gewährleistungsansprüche vor : Mängelliste bei Hausbau
	§§631, Absatz 1

i.V.m. §633 Absatz 2

	Erfüllungsanpruch lebt wieder auf bei schuldhaft misslungener Nachbesserung
	§§631 Absatz 1

i.V.m. §633 Absatz 2

	Ersatz der erforderlichen Aufwendungen bei der Mangelbeseitigung vom Besteller selbst, wenn der Unternehmer mit der Beseitigung des Mangels im Verzuge ist
	§633 Absatz 3

	Wandelung (Rückgängigmachung des Vertrages), keine Nachbesserung 
	§634 Absatz 1

	Minderung (Herabsetzung der Vergütung), keine Nachbesserung
	§634 Absatz 1

	Schadenersatz wegen Nichterfüllung 
	§635


Voraussetzungen für den Nachbesserungsanspruch §631 Absatz 1 und §633 Absatz 2

	Werkvertrag
	§631

	Mangel des Werkes

Das Werk ist mangelhaft, wenn ihm zugesicherte Eigenschaften fehlen oder wenn es mit Fehlern behaftet ist, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder dem nach den Verträgen vorausgesetzten Gebrauch aufheben oder mindern

· betrifft einzig die Nichterfüllung der Hauptleistung

· betrifft nur Wertbeeinträchtigungen die dem Werk unmittelbar anhängen
	

	Kein unverhältnismäßiger Aufwand
	

	Besteller hat keine Kenntnis des Mangels
	§640 Absatz 2

	Kein Haftungsausschluss
	§637

	Keine Verjährung
	§638


Ergänzende Voraussetzungen für die Wandlung oder Minderung §634 Absatz 1

	Nachbesserungsanspruch
	Siehe Voraussetzungen für den Nachbesserungsanspruch

	Fristsetzung mit Ablehnungsandrohung
	 

	Fruchtloser Ablauf einer vom Besteller gesetzten Frist zur Mängelbeseitigung, soweit nicht eine Fristsetzung nach §634 Absatz 2 entbehrlich ist.
	


Voraussetzungen für den Schadenersatz wegen Nichterfüllung § 635

	Werkvertrag
	§631

	Mangel des Werkes

Das Werk ist mangelhaft, wenn ihm zugesicherte Eigenschaften fehlen oder wenn es mit Fehlern behaftet ist, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder dem nach den Verträgen vorausgesetzten Gebrauch aufheben oder mindern

· betrifft einzig die Nichterfüllung der Hauptleistung

· betrifft nur Wertbeeinträchtigungen die dem Werk unmittelbar anhängen
	

	Fruchtloser Ablauf einer vom Besteller gesetzten Frist zur Mängelbeseitigung, soweit nicht eine Fristsetzung nach §634 Absatz 2 entbehrlich ist. 
	

	Abnahme des Werkes oder

seine Vollendung
	§640

§646

	Schaden des Bestellers
	Mangelfolgeschäden über PVV

	Vertretenmüssen des Mangels durch den Unternehmer

Zu vertreten hat der Unternehmer jede schuldhafte Herbeiführung eines Mangels und ein Verschulden seiner Erfüllungsgehilfen
	§276

§278


4. Leistungsstörungen

A) Die Unmöglichkeit

Vorab:

Der Schuldner ist zur Leistung verpflichtet, solange die Leistung aus der Gattung möglich ist, d.h. solange Sachen der Gattung am Markt noch angeboten werden, solange hat er auch nach §279 sein Unvermögen zu vertreten. 

Anfängliche objektive Unmöglichkeit

	Vertrag ist nichtig
	§306

	Gläubiger ist so zu stellen, als wenn er den Vertrag nicht geschlossen hätte, d.h. dass der Schuldner auch zum Ersatze des Schadens verpflichtet ist, den der Gläubiger dadurch erleidet, dass er auf die Gültigkeit des Vertrages vertraut (Vertrauensschaden). Des weiteren gelten die Vorschriften des §306.
	§307

Negatives Interesse


Allgemeine Voraussetzungen für die anfängliche objektive Unmöglichkeit

	Vertrag
	

	Niemand kann die Leistung mehr erbringen
	


Zusätzliche Voraussetzungen für Schadensersatz aus § 307

	Der Schuldner kannte bei der Schließung des Vertrages die Unmöglichkeit seiner Leistung oder hätte sie kennen müssen
	

	Der Gläubiger kannte bei der Schließung des Vertrages die Unmöglichkeit der Leistung nicht und hätte sie auch nicht kennen müssen
	

	Es entstand ein Schaden
	


Anfängliche subjektive Unmöglichkeit § 440 Rechtsfolgeverweisung auf § 320 bis 327

	Rücktritt vom Vertrag 
	§325 Absatz 1 Satz1

	Schadenersatz wegen Nichterfüllung
	§325 Absatz 1 Satz1


Allgemeine Voraussetzungen für die anfängliche objektive Unmöglichkeit

	Vertrag (gegenseitig verpflichtend)
	

	Der Schuldner kann die Leistung nicht erbringen, allerdings ein Dritter schon
	


Bemerkung:

Anfängliches Unvermögen bzw. Subjektive Unmöglichkeit(der Schuldner kann die Leistung nicht erbringen, aber ein Dritter) ist im Gesetz nicht ausdrücklich geregelt, da §275 Absatz 2 sich nur auf Fälle bezieht, in denen die Unmöglichkeit nach der Entstehung des Schuldverhältnisses eintritt. Somit ist die Verpflichtung noch gültig! 

Schadensersatz könnte man aber (ohne verschulden und deshalb umstritten) über die Rechtsfolgeverweisung (es kommt nur die Folge zum tragen !!!) von § 440 auf § 320-327 erhalten, da Schuldner quasi eine Garantie zur Leistungsfähigkeit übernimmt. Außerdem beachten: 

Nachträgliche unverschuldete Unmöglichkeit §275


	Schuldner wird von der Verpflichtung zur Leistung frei 

Bei gegenseitigen Verträgen verliert der Schuldner den Anspruch auf Gegenleistung
	§275 Absatz 1 

§323 Absatz 1

	Herausgabe des Ersatzes(Versicherungssumme)bei Unmöglichkeit
	§281 Absatz 1


Voraussetzungen für § 323 Absatz 1

	Gegenseitiger Vertrag (bei einseitigen Vertrag gilt nur §275 Absatz 1)
	

	Leistung nach Vertragabschluss unmöglich
	

	Weder der Gläubiger noch der Schuldner haben diese Unmöglichkeit

verschuldet
	

	Die Unmöglichkeit trat vor dem Gefahrenübergang auf den Gläubiger ein
	§446 , §447

	Der Gläubiger befindet sich nicht im Annahmeverzug
	§324 Absatz 2


Ergänzende Voraussetzungen  zu  § 323 Absatz 1 bei Anwendung § 281

	Schuldner erlangt Ersatz oder Ersatzanspruch für den geschuldeten Gegenstand
	

	Diesen Ersatz oder Ersatzanspruch erhält der Schuldner infolge des Umstandes, welcher die Leistung unmöglich machte
	


Nachträgliche vom Gläubiger verschuldete Unmöglichkeit


	Schuldner wird von der Verpflichtung seiner Leistung frei ,behält aber Anspruch auf Gegenleistung
	§275 Absatz 1

§324 Absatz 1


Bemerkung

Der Schuldner muss sich jedoch dasjenige anrechnen lassen, was er infolge der Befreiung von der Leistung erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt.

Nachträgliche vom Schuldner verschuldete Unmöglichkeit §325


	Schadenersatz wegen Nichterfüllung
	§325 Absatz 1 Satz 1

§252 Entgangener Gewinn

	Rücktritt vom Vertrag
	§325 Absatz 1 Satz 1

	Gläubiger wird frei von der noch nicht geleisteten Gegenleistung
	§325 Absatz 1 Satz 3

i.V. mit §323 Absatz 1

	Gläubiger kann die bereits geleistete Gegenleistung nach den Vorschriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zurückfordern
	§325 Absatz 1 Satz 3

i.V. mit §323 Absatz 3

	Herausgabe der Ersatzleistung
	§325 Absatz 1 Satz 3

i.V. mit §323 Absatz 2

	Bei einseitigen Verträgen (kommt nicht §325 zu Tragen)

Schadenersatz wegen Nichterfüllung
	§ 280 Absatz 1


Voraussetzungen für nachträgliche, verschuldete Unmöglichkeit gegenseitiger Verträge

	Nichterfüllung der Verkäuferverpflichtung
	§440 

Rechtsgrundverweisung auf § 325

	Gegenseitiger Vertrag
	

	Leistung muss unmöglich geworden sein
	

	Verschulden
	Eigenverschulden §276

Fremdverschulden §278

	Schaden
	

	Ursächlicher Zusammenhang zwischen Unmöglichkeit und Schaden
	


Ergänzende Voraussetzungen für § 323 Absatz 3

	Gläubiger hat Gegenleistung schon erbracht
	§812


Ergänzende Voraussetzungen für § 323 Absatz 2

	Der Schuldner hat für den geschuldeten Gegenstand Ersatz oder einen Ersatzanspruch erlangt
	Beachte:

§ 472, §473


Voraussetzungen für nachträgliche, verschuldete Unmöglichkeit einseitiger Verträge

	Schuldverhältnis
	§280

	Leistung ist unmöglich geworden
	

	Verschulden
	Eigenverschulden §276

Fremdverschulden §278

Erweiterte Haftung im Verzug §287

	Schaden
	

	Ursächlicher Zusammenhang zwischen Unmöglichkeit und Schaden
	


B) Der Verzug

Schuldnerverzug


	Ersatz des Verzögerungsschadens unter Beibehaltung des Erfüllungsanspruchs
	§286 Absatz 1

	Schadenersatz wegen Nichterfüllung unter Ablehnung der Leistung (einseitige Verträge)
	§286 Absatz 2

	Schadenersatz wegen Nichterfüllung  oder

Rücktritt vom Vertrag (gegenseitige Verträge)
	§326 Absatz 1 Satz 2

	Schadenersatz wegen Nichterfüllung  oder

Rücktritt vom Vertrag ohne Bestimmung einer Frist (gegenseitige Verträge)
	§326 Absatz 2 

	Verzugszinsen
	§288


Voraussetzungen für §286 Absatz 1

	Schuldverhältnis (vertraglich oder gesetzlich)
	

	Hauptleistung noch möglich (nachholbar) 
	

	Verzug, durch erfolgter Mahnung oder wenn der Schuldner zu einer nach dem Kalender bestimmten Zeit seine Leistung nicht erbringt 
	Fälligkeit der Leistung §271

Mahnung § 284 Absatz 1

Nach dem Kalender bestimmte Zeit § 284 Absatz 2

	Verschulden §285 
	Eigenverschulden §276

Fremdverschulden §278

Verzug auch ohne Schuld bei Gattungsschuld § 279

Erweiterte Haftung §287

	Schaden
	Auch §252 entgangene Gewinne

	Ursächlicher Zusammenhang zwischen Verzug und Schaden
	


Ergänzende Voraussetzungen für den §286 Absatz 2

	Einseitig verpflichtendes Schuldverhältnis
	

	Es besteht kein objektives Interesse des Gläubigers, dass der Vertrag erfüllt wird
	


Voraussetzungen für §326 Absatz 1

	Gegenseitig verpflichtender Vertrag
	

	Hauptleistung noch möglich
	

	Verzug der Hauptleistung 
	Fälligkeit der Leistung §271

Mahnung § 284 Absatz 1

Nach dem Kalender bestimmte Zeit § 284 Absatz 2

	Anschließende Fristsetzung mit Ablehnungsandrohung

(entbehrlich, wenn infolge des Verzuges kein objektives Interesse mehr besteht)
	entbehrlich, wenn infolge des Verzuges kein objektives Interesse mehr besteht

-> § 326 Absatz 2

	Fruchtloser Ablauf der Frist
	entbehrlich, wenn infolge des Verzuges kein objektives Interesse mehr besteht

-> § 326 Absatz 2

	Nichtleistung
	


Ergänzende Voraussetzungen für den §326 Absatz 1 bei Schadenersatz

	Schaden
	§286


Gläubigerverzug



	Ersatz von Mehraufwendungen 
	§304

	Haftungseinschränkung des Schuldners

Die Leistungsgefahr geht in dem Zeitpunkt auf dem Gläubiger über, in dem er dadurch in Verzug kommt, dass er die angebotene Sache nicht annimmt. 
	§293 ff. 

Folgen: §304, 

§300 Absatz 2 (Konkretisierung zur Stückschuld),

 §324 Absatz 2, §300 Absatz 1




Voraussetzungen für den Gläubigerverzug

	Schuldverhältnis (vertraglich oder gesetzlich)
	

	Leistung angeboten ….
	§ 294 

	… wie vereinbart oder schlüssig 
	§ 294, 295, 296

hängt davon ab, ob Hol- oder Bringschuld vereinbart wurde


Bemerkung:  Verschulden ist keine Voraussetzung

C) Die Positive Vertragsverletzung

	Schadenersatz wegen Verletzung einer Nebenpflicht
	§249ff.

	Schadenersatz von Mangelfolgeschäden (betrifft auch die Hauptleistung)
	


Voraussetzungen für die Positive Vertragsverletzung

	Vertragliches Schuldverhältnis
	

	Besteht keine anderweitige Ersatzmöglichkeit? (z.B. § 635 für den Werkvertrag)
	

	Sorgfaltspflicht verletzt oder eine Nebenleistung nicht erbracht oder Mangelfolgeschäden aus Nichterfüllung der  Hauptleistung. 
	§242

Pflichtverletzung in objektiver Weise. Der Schuldner darf keine Rechtsgüter, des Gläubigers verletzen 

	Schaden
	

	Ursächlicher Zusammenhang zwischen Pflichtverletzung und  Schaden
	

	Kein Rechtfertigungsgrund für die Nebenpflichtverletzung
	

	Verschulden
	Eigenverschulden §276

Fremdverschulden §278


Merke:

· pVV geht nur auf Ersatz der entstandenen Schäden und nicht auf Rückgängigmachung eines Vertrages aus

· Es gibt keinen Anspruch auf Schmerzensgeld aus vertraglichen Ansprüchen

4. Gesetzliche Anspruchsgrundlagen

Ungerechtfertigte Bereicherung

	Herausgabe der Leistung wegen ungerechtfertigter Bereicherung
	§812 Absatz 1 Satz 1

	Herausgabe des vom Nichtberechtigten  Erlangten aufgrund einer  Verfügung
	§816 Absatz 1 Satz 1


Voraussetzungen für §812 

	Durch Leistung (Zweckgerichtete Vermögensvermehrung) eines anderen oder in sonstiger Weise hat der Anspruchsgegner…

	…etwas (Eigentum)….

	…auf Kosten des Anspruchstellers….

	…ohne rechtlichen Grund (Verpflichtungsgeschäft besteht nicht) erhalten


Voraussetzungen für §816

	Ein Nichtberechtigter…

	…verfügt über einen Gegenstand (eigentumsrechtlicher Rechtsvorgang).

	Verfügung ist dem Berechtigten gegenüber wirksam (Erwerber ist gutgläubig).
	§932 Gutgläubiger Erwerb vom Nichtberechtigten


Bemerkung:

Wenn diese Verfügung unentgeltlich war (Schenkung), so haftet auch derjenige (trotz guten Glaubens), der unmittelbar einen rechtlichen Vorteil erlangt hat (§816 Absatz 1 Satz 2).

Unerlaubte Handlung

	Schadensersatzpflicht wegen Rechtsgutverletzung
	§823, §249

	Schmerzensgeld für immaterielle Schäden
	§847

	Schadenersatzpflicht wegen Haftung für den Verrichtungsgehilfen
	§831


Voraussetzungen für §823

	Rechtsgutverletzung durch Unterlassung oder Handlung des Schädigers
	Rechtsgüter sind Leben, Körper, Gesundheit, Freiheit, Eigentum oder sonstiges Recht (z.B. Persönlichkeitsrecht)

	Widerrechtlichkeit 

Kein Rechtfertigungsgrund
	z.B. keine Notwehr, Notstand, Selbsthilfe, Einwilligung, mutmaßliche Einwilligung etc.

	Kausalität zwischen Handlung bzw. Unterlassung und der Rechtsgutverletzung


	Ursache aus  der Lebenserfahrung, aller Wahrscheinlichkeit  auch für eine andere Rechtsgutsverletzung zu erwarten gewesen. (Ungewöhnliche Entwicklung oder unwahrscheinliches Ereignis?)

	Verschulden
	§276 Vorsatz oder Fahrlässigkeit

	Schaden
	Vermögenseinbuße, monetär

	Ursachenzusammenhang zwischen Rechtsgutverletzung und Schaden
	


Ergänzung des §823 in Verbindung zum §847

	Schaden
	Auch immaterielle Schäden

(z.B. Schmerzensgeld)


Ergänzende Voraussetzungen zum §823 für den Schadenersatzanspruch § 831 (1) Satz 1                                                                                           

	Lag eine Handlung eines Verrichtungsgehilfen vor?
	

	War der Verrichtungsgehilfe in Ausführung seiner Verrichtung (Arbeit) tätig?
	

	Der Geschäftsführer kann sich nicht entlasten.

Der Geschäftsführer muss bei der Einstellung des Verrichtungsgehilfen mit der nötigen Sorgfalt vorgegangen sein (Überprüfung von Schulabschluss, Ausbildungsstationen, Zeugnisse, Führungszeugnisse etc.), er darf den Verrichtungsgehilfen nicht überfordern und muss, wenn dieser nicht schon viele Jahre im Betrieb beschäftigt  und nicht als zuverlässiger Mitarbeiter ausgezeichnet ist, diesen kontrollieren. Zudem muss der dem Verrichtungsgehilfen das notwendige Arbeitsmaterial bereitstellen und dessen Verrichtung leiten. 


	Negative Voraussetzung oder Exkulpationsmöglichkeit

§ 831 (1) Satz 2


5.  Eigentumsrechtliche Ansprüche

	Herausgabe
	§985

	Beseitigung der Beeinträchtigung
	§1004

	Herausgabe des Besitzes, gegen den bösgläubigen Besitzer
	§1007 Absatz 1 

	Herausgabe des Besitzes, bei abhanden gekommene Sachen
	§1007 Absatz 2 


Voraussetzungen für §985

	Anspruchsteller ist der Eigentümer
	

	Der gegenwärtige Besitzer ist der Anspruchsgegner
	§854,

	Der Besitzer ist aber ohne Besitzberechtigung


	§986


Voraussetzungen für §1004

	Eigentum des Anspruchstellers wird vom Anspruchsgegner beeinträchtigt…
	

	.. und zwar in anderer Weise als durch Entziehung oder Vorenthaltung des Besitzes
	


Voraussetzungen für §1007
 Absatz 1

	Früherer Besitz des Anspruchsberechtigten
	

	Bösgläubigkeit des Besitzers im Zeitpunkt des Besitzerwerbs
	§932 Absatz 2


Voraussetzungen für §1007 Absatz 2

	Früherem Besitzer…
	

	… muss die Sache abhanden gekommen sein
	

	Kein Eigentumserwerb des jetzigen Besitzers


	


6. Begriffserklärung zur Voraussetzungsprüfung

1. Vertrag

a) Wie kommt ein Vertrag zustande? 

Ein Vertrag kommt durch zwei auf einen einheitlichen Rechtserfolg gerichtete, rechtswirksame Willenserklärungen zustande.

· Angebot § 145 f.

· Annahme § 146 ff. 

b) Durch wen kommt ein Vertrag zustande?

Es können auch zum Vertragsabschluß Dritte eingesetzt werden:

	Bote
	Übermittelt nur die Willenserklärung der jeweiligen Vertragspartner

	Vertreter
	Gibt auch eigene Willenserklärungen ab, die aber für und gegen den Vertretenen wirken , so dass es zum Vertragsabschluss mit dem Vertretenen kommt (§164 Absatz 1)

Handelt der Vertretene ohne oder überschrittener Vertretungsmacht, so hängt es von dem Willen des Vertretenen ab, ob es zum Vertragabschluss kommt. Der Vertrag ist bis zur Heilung (Genehmigung des Vertrages) schwebend unwirksam. Die Genehmigung kann bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach dem Empfange der Aufforderung erklärt werden, wird sie nicht erklärt, so gilt sie als verweigert. (§177).

Haftung des Vertreters ohne Vertretungsmacht: 

Verpflichtung zur Erfüllung oder zum Schadenersatz

Ausnahme: Der andere Teil kannte oder musste den Mangel der Vertretungsmacht kennen (§179 Absatz 1-3)




Vollmachtsarten

	Vollmacht im Innenverhältnis
	Gegenüber dem Bevollmächtigten

	Vollmacht im Außenverhältnis
	Gegenüber den Vertragspartner


c) Wann kann ein bestehender Vertrag von Anfang an als nichtig anzusetzen sein?

Rechtsgrundlage : 
§142

Anfechtungsgründe

	Irrtum § 119 
	· Inhaltsirrtum: Derjenige der die Willenserklärung abgegeben hat, war über deren Inhalt im Irrtum. Der Empfänger konnte und durfte Erklärung objektiv anders verstehen, als sie gemeint war

· Erklärungsirrtum: Derjenige der die Willenserklärung abgegeben hat, wollte eine Erklärung dieses Inhaltes überhaupt nicht abgeben. Insbesondere durch Versprechen oder Verschreiben

· Eigenschaftsirrtum: Derjenige der die Willenserklärung abgegeben hat, war im Irrtum über die Eigenschaften  der Person oder der Sache, die im Verkehr als wesentlich angesehen werden (Eigenschaften die den Wert der Sache unmittelbar wesentlich beeinflussen). Dabei besteht in der Regel nicht nur ein Anfechtungsgrund für das Verpflichtungsgeschäft, sondern auch für das Erfüllungsgeschäft, da der Irrtum meist bis zum Erfüllungsgeschäft andauert. 

	Täuschung oder Drohung §123
	· Zur Abgabe einer Willenserklärung durch arglistige Täuschung oder widerrechtlich durch Drohung bestimmt worden

	Falsche Übermittlung §120
	· Willenserklärungen, die durch die zur Übermittlung verwendete Person oder Anstalt unrichtig übermittelt worden ist


Voraussetzungen für eine wirksame Anfechtung

	Anfechtungserklärung
	§143 

	Gegenüber dem Anfechtungsgegner
	§143 Absatz 1

	Fristgerecht


	§121 ohne schuldhaftes Zögern unverzüglich zu erfolgen, nachdem der Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis erlangt hat

§124 Anfechtungsfrist bei Täuschung und Drohung

	Anfechtungsgrund
	Siehe oben 


c) Gegenparagraph zur Anfechtung

§ 812 Ungerechtfertigte Bereicherung
2. Verschulden Dritter

	Erfüllungsgehilfe
	Person, deren sich der Schuldner zur Erfüllung seiner Verbindlichkeit bedient §278.

Ist einem Erfüllungsgehilfen ein schuldhaftes Handeln vorzuwerfen (sie machen die Leistung unmöglich, sie verzögern die Leistung oder verletzen Neben- oder Sorgfaltspflichten), so wird dem Schuldner deren Verschulden zugerechnet.

	Verrichtungsgehilfe
	Person, die vom Geschäftsherrn eine nach dessen Weisungen auszuführende Tätigkeit übertragen worden ist. Der Verrichtungsgehilfe ist sozial vom Geschäftsherrn abhängig und diesem weisungsgebunden.


2. Eigentumsübertragung

a) Wie erfolgt eine Eigentumsübertragung

	§ 929 Satz 1
	Einigung und Übergabe (Verschaffung des unmittelbaren Besitzes §854)  

	§ 929 Satz 2
	Erwerber ist bereits im Besitz der Sache, es genügt die Einigung

	§ 929 (Einigung) / § 930
	Besitzkonstitut = Ersatz für die Übergabe, d.h. es ersetzt durch die Vereinbarung eines Rechtsverhältnisses die Übergabe. Bekomme dann dadurch den „ mittelbaren“ Besitz (§868).

Frühere Eigentümer behält Sache im unmittelbaren Besitz. (§854)

Ausnahme: Besitzdiener §855



	§929 (Einigung)/ §931
	(mittelbarer Besitzer) Eigentümer (Dritter ( unmittelbarer Besitzer) (Erwerber erhält von Eigentümer Herausgabeanspruch 













	Mittelbarer Besitz
	§868 Besitzt jemand als unmittelbarer Besitzer eine Sache als Nießbraucher, Mieter, Verwahrer.... oder ähnlichen Verhältnis...., so ist auch der andere Besitzer (mittelbarer Besitz).

	Unmittelbarer Besitz
	§854 Tatsächliche Herrschaft über die Sache. Der Besitz stellt einen tatsächlichen Zustand dar und ist kein Recht. 


3. Gattungs- und Stückschuld

Begriffserklärung

	Gattungsschuld

§ 243 Absatz 1
	Der Schuldner einer nur der Gattung nach bestimmten Sache ist nicht verpflichtet, einen bestimmten Gegenstand aus der Gattung zu liefern. Er hat vielmehr das Recht, aus der Gattung dasjenige auszuwählen, das er liefern will, und muss hierbei nur eine Sache mittlerer Art und Güte aussuchen (Durchschnittsware).

	Stückschuld
	Der Gegenstand einer Leistung ist individuell bestimmt. 


Konkretisierung

Mit der Konkretisierung beschränkt sich das Schuldverhältnis auf die ausgewählten Gegenstände (§243 Absatz 2), wandelt sich also die Gattungsschuld zu einer Stückschuld. Nur noch die ausgewählten Stücke werden geschuldet. 

Voraussetzungen für die Konkretisierung einer Gattungsschuld in eine Stückschuld

„Der Schuldner hat das zur Leistung einer solchen Sache seinerseits das Erforderliche getan“

§243 Absatz 2

	Schuldner hat aus der Gattung der Sache der geschuldeten Qualität, eine solche von mittlerer Art und Güte ausgewählt


	

	Möglichkeit 1: Holschuld

Der Schuldner muss den zu leistenden Gegenstand aussondern und für den Gläubiger bereitstellen
	Holschuld :

Die geschuldete Sache ist beim Gläubiger abzuholen. 

Leistungs- und Erfüllungsort liegen beim Schuldner. 

Die Holschuld ist der Regelfall 

(§269 Absatz 1).

	Möglichkeit 2: Bringschuld

Der Schuldner muss die Waren nicht nur aussondern, sondern sie dem Gläubiger an dessen Wohnort oder gewerblichen Niederlassung termingerecht anbieten
	Bringschuld:

Der Schuldner hat es übernommen, die geschuldete Sache dem Gläubiger zu bringen. 

Leistungs- und Erfüllungsort liegen beim Gläubiger.

	Möglichkeit 3: Schickschuld

Der Schuldner muss die ausgesonderten Stücke ordnungsgemäß versenden


	Schickschuld:

Der Schuldner soll die geschuldete Ware an den Gläubiger versenden.

Leistungsort liegt beim Schuldner;

Erfüllungsort beim Gläubiger.


Begriffserklärung

	Leistungsort

§ 269 
	Der Ort, an dem der Schuldner die Leistungshandlungen vorzunehmen hat. Leistungshandlungen sind diejenigen Handlungen, die auf seiten des Schuldners erforderlich sind, damit der mit dem Schuldverhältnis bezweckte Erfolg eintreten kann. 

Beim Kaufvertrag besteht der Erfolg der vom Verkäufer zu erbringenden Leistung  in dem Erwerb des Besitzes und des Eigentums der Kaufsache durch den Käufer

	Erfüllungsort
	Der Ort, an dem dieser Erfolg eintritt.


Erwerber ist im Besitz der Sache





nein





ja





§929 Satz 1





Einigung mit Veräußerer über Eigentumsübertragung


§ 929 Satz 2





Übergabe





Einigung mit Veräußerer über Eigentumsübertragung





Kann ersetzt werden durch





Abtretung eines Herausgabeanspruchs


§ 931





Vereinbarung eines Besitzmittlungsverhältnisses § 930








